
Ergebnis der Vorprüfung nach § 5 Abs. 2 UVPG für eine Gleisaufweitung 
„Wendeschleife Kulenkampffallee“ 
hier: Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
Allgemeine Vorhabenbeschreibung  
Die Wendeschleife Kulenkampffallee ist der End- und Wendepunkt der Straßenbahnlinie 8. 
Die Bremer Straßenbahn AG (BSAG) beabsichtigt, im Bereich der Wendeschleife eine 
Gleisaufweitung vorzunehmen, um hier zukünftig das Überholen für Straßenbahnen des Typs 
GT8N-1 und 2 zu ermöglichen. Die geplante Baumaßnahme umfasst das innere Gleis der 
Wendeschleife, welches in Richtung Crüsemannallee verschoben wird. Die Weichen sowie die 
Haltestellen liegen außerhalb des Planungsraumes. Die Nebenanlagen bleiben unverändert. 
 
Für die Entscheidung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) war bezüglich der beantragten Maßnahme nach § 7 Abs. 1 UVPG unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien zu prüfen, ob die beantragte 
Maßnahme erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und daher die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erfordert. 
 
Umweltauswirkungen 
Die vg. Planung betrifft einen überwiegend versiegelten Bereich. Aus der vorgesehenen 
Gleisaufweitung resultieren lediglich geringfügige Eingriffswirkungen. Es wird nur in geringem 
Umfang eine zusätzliche Fläche versiegelt (ca. 84 m²). Es ist kein Baumbestand betroffen und 
auch keine artenschutzrechtlich relevanten Belange. Es besteht kein Kompensationsbedarf, 
weil keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
Durch die Gleisaufweitung ist keine beurteilungsrelevante Änderung der Lärm- oder 
Erschütterungssituation zu erwarten. Die Errichtung eines Rasengleises ist nicht möglich, weil 
die Wendeschleife bei Schienenersatzverkehren von Bussen befahren werden muss.  
Für die dreiwöchige Bauphase wird ein Baulärmgutachten mit einer Bewertung nach der AVV 
Baulärm erstellt sowie ggf. erforderliche Lärmminderungsmaßnahmen umgesetzt. 
Sonstige Belange 
Im Hinblick auf bau- und betriebsbedingte Auswirkungen auf Boden und Fläche sowie 
Gewässer, einschließlich Grundwasser, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 
Beeinträchtigungen von Landschaftsbild, Klima oder ökologisch empfindlichen Gebieten sowie 
Sekundärwirkungen resultieren aus der vg. Planung keine Betroffenheiten. 
Artenschutzrechtliche Belange sind nicht berührt.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Prüfung ergeben hat, dass aufgrund der im 
Rahmen der vg. Planung durchzuführenden Maßnahmen unter Berücksichtigung der 
Vorkehrungen des Vorhabenträgers erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien ausgeschlossen sind. 
Daher besteht keine Verpflichtung, für die beantragte Entscheidung bezüglich der geplanten 
Gleisaufweitung eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG durchzuführen. 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
 
Bremen, den 31. März 2023 
Die Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau 
Planfeststellungsbehörde  
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